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TUI    K o n z e r n  i n  Z a h l e n

Mio. € 2012 / 13 geändert 2013 / 14

Umsatz   

TUI Travel 17.796 17.955

TUI Hotels & Resorts 403 465

Kreuzfahrten 261 281

Sonstige 17 15

Konzern 18.478 18.715

EBITDA   

TUI Travel 845 917

TUI Hotels & Resorts 255 267

Kreuzfahrten – 19 37

Sonstige – 70 – 49

Konzern 1.011 1.172

Bereinigtes EBITDA   

TUI Travel 888 968

TUI Hotels & Resorts 271 267

Kreuzfahrten – 3 23

Sonstige – 60 – 49

Konzern 1.097 1.208

EBITA   

TUI Travel 533 598

TUI Hotels & Resorts 171 203

Kreuzfahrten – 30 24

Sonstige – 78 – 51

Konzern 595 774

Bereinigtes EBITA   

TUI Travel 641 708

TUI Hotels & Resorts 197 203

Kreuzfahrten – 14 10

Sonstige – 62 – 51

Konzern 762 869

Konzernergebnis   

Konzernjahresergebnis 166 284

Ergebnis je Aktie� € – 0,14 + 0,31

Dividende� € + 0,15 + 0,33

Vermögensstruktur   

Langfristige Vermögenswerte 8.646 8.647

Kurzfristige Vermögenswerte 4.809 5.379

Gesamtvermögen 13.454 14.026

Kapitalstruktur   

Eigenkapital 1.997 2.517

Langfristige Schulden 3.857 3.994

Kurzfristige Schulden 7.600 7.515

Gesamtkapital 13.454 14.026

Kennzahlen   

EBITDA-Marge (bereinigt)� % 5,9 6,5

EBITA-Marge (bereinigt)� % 4,1 4,6

ROIC� % 17,14 19,43

Eigenkapitalquote� % 14,8 17,9

Cash Flow aus laufendem Geschäft 875 1.075

Investitionen 821 831

Nettoverschuldung 68 – 323

Mitarbeiter� 30.9. 74.445 77.309

Differenzen durch Rundungen möglich  



1

Inhalt

  3 	 Brief an die Aktionäre
  6	 Anmerkungen zu den Tagesordnungspunkten und  
	 Beschlussvorschlägen

13	 Tagesordnung der ordentlichen Hauptversammlung 2015 
	 (mit Beschlussvorschlägen)

26	 Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 7

34	� Teilnahme
34	�A nmeldung
35	�H inweise zur Stimmrechtsvertretung
37	��H inweise zu Gegenanträgen und Wahlvorschlägen  

�gem. §§ 126, 127 AktG
37	�H inweise zu Ergänzungsanträgen gem. § 122 Abs. 2 AktG
38	�H inweise zum Auskunftsrecht des Aktionärs
38	 Informationen nach § 124 a AktG und weitergehende  
	 Erläuterungen zu den Aktionärsrechten
39	H inweise für Inhaber von Depositary Interests

40	 Anreise

TUI AG
Berlin/Hannover
eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Berlin- 
Charlottenburg unter HRB 321 und im Handelsregister des Amts- 
gerichts Hannover unter HRB 6580 mit der Geschäftsadresse:  
Karl-Wiechert-Allee 4, 30625 Hannover



2

Hinweise gemäß Listing Rules der United  
Kingdom Listing Authority sowie für Inhaber 
von Depositary Interests:

DIESES DOKUMENT ENTHÄLT WICHTIGE INFORMATIONEN 
UND SOLLTE IHRE SOFORTIGE BEACHTUNG FINDEN. 
Wenn Sie irgendwelche Zweifel bezüglich der von Ihnen vor
zunehmenden Schritte haben, sollten Sie sich von Ihrem Wert-
papierhändler, Ihrer Bank, Ihrem Rechtsanwalt, Wirtschafts-
prüfer oder einem sonstigen gemäß den anwendbaren Gesetzen 
(im Vereinigten Königrecht gemäß dem britischen Gesetz be-
treffend Finanzdienstleistungen und -märkte 2000 – Financial 
Services and Markets Act 2000) zugelassenen Finanzberater 
in finanzieller Hinsicht beraten lassen. Sofern Sie Ihre TUI AG-
Aktien oder darauf bezogenen Depositary Interests sämtlich 
verkauft oder in sonstiger Weise übertragen haben, setzen Sie 
bitte so bald wie möglich den Käufer oder Übernehmer bzw. 
den Wertpapierhändler, die Bank oder einen sonstigen bei dem 
Verkauf oder der Übertragung eingeschalteten Vermittler 
über dieses Dokument und die beigefügten Dokumente (mit Aus-
nahme von etwaigen personalisierten Formularen) in Kenntnis 
und bitten Sie diese(n) darum, bei Fragen rechtzeitig die Gesell-
schaft oder – im Fall der Übertragung von Depositary Interests 
– Capita IRG Trustees Limited zu kontaktieren.

Die Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung der TUI AG, 
die auf Dienstag, den 10. Februar 2015, um 10.30 Uhr (MEZ), 
im Hannover Congress Centrum, Theodor-Heuss-Platz 1-3, 
30175 Hannover, einberufen ist, findet sich in diesem Doku-
ment ab Seite 13. Dieses Dokument enthält Hinweise für Aktio-
näre zur Teilnahme an der ordentlichen Hauptversammlung 
und zur Erteilung von Vollmachten. Dieses Dokument steht auch 
in englischer Sprache unter www.tui-group.com/en/ir/agm 
zum Abruf bereit. 

Inhaber von durch die Capita IRG Trustees Limited in Bezug auf 
TUI AG-Aktien ausgegebenen Depositary Interests können 
unter bestimmten Umständen persönlich oder durch Vertreter 
an der ordentlichen Hauptversammlung teilnehmen und die 
Stimmrechte aus der entsprechenden Anzahl zugrundeliegender 
TUI AG-Aktien ausüben. Weitere Informationen einschließlich 
der einschlägigen Voraussetzungen werden den Inhabern der 
DIs gesondert zugesendet oder können bei der Capita IRG 
Trustees angefordert werden.
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Sehr geehrte Aktionärinnen,  
sehr geehrte Aktionäre,

Sie haben Ende Oktober 2014 mit großer Mehrheit für den 
Zusammenschluss von TUI AG und TUI Travel PLC gestimmt 
und uns damit den Weg geebnet, den weltweit führenden 
integrierten Touristikkonzern zu schaffen. Seit dem 17. Dezem-
ber 2014 werden die Aktien der neuen TUI Group an der 
Londoner Börse gehandelt. Damit hat für unsere Gruppe eine 
neue Ära begonnen.

Unsere neue TUI Group

Unter dem Konzerndach bündeln wir künftig das große Port
folio starker Reiseveranstalter: 1.800 Reisebüros und führende 
Online-Portale, sechs Airlines mit über 140 Flugzeugen, über 
300 Hotels mit 210.000 Betten, zwölf Kreuzfahrtschiffe sowie 
unzählige Zielgebietsagenturen in allen wesentlichen Urlaubs-
ländern rund um den Globus. Mit diesem integrierten Angebot 
können wir unseren 30 Millionen Gästen unvergleichliche Ur-
laubserlebnisse in 180 Zielgebieten der Erde bereiten. 

Allein diese Zahlen verdeutlichen, dass Ihr Unternehmen eine 
außerordentliche Position im Weltmarkt besitzt. Unterstrichen 
wird diese noch durch eine einmalige strategische Ausrich-
tung. Wir decken von nun an die vollständige Leistungskette in 
der Touristik in einer Art und Weise ab wie kein anderer Wett-
bewerber. Aus dieser Differenzierung entstehen für uns erheb- 
liche Wettbewerbsvorteile, die wir für weiteres Wachstum  
nutzen wollen. So werden wir das anvisierte Wachstumstempo 
mit 30 neuen Hotels und zwei neuen Kreuzfahrtschiffen noch-
mals verdoppeln. Wir werden also in den kommenden Jahren 
unser Portfolio um insgesamt 60 Häuser und vier Schiffe  
erweitern. 

Wer heute Aktionär unseres Unternehmens ist, der weiß, was 
er bekommt: eine klare strategische Ausrichtung, eine gute 
operative Performance und eine hohe Transparenz. Wir alle 
gestalten eine neue, wertvollere, schlagkräftigere und eine  
für Aktionäre, Kunden und Mitarbeiter gleichermaßen attrak-
tive TUI.
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Kontinuität im Führungsteam

Die Zusammensetzung der Gremien der neuen TUI Group 
spiegelt die versprochene Stabilität und Kontinuität wider. Der 
Vorstand setzt sich, wie vor dem Zusammenschluss angekün-
digt, aus sechs Mitgliedern zusammen, von denen drei (Peter 
Long, Johan Lundgren und William Waggott) von der TUI Travel 
kommen und drei (Friedrich Joussen, Horst Baier und Sebastian 
Ebel) von der TUI AG. 

Auch die neue Zusammensetzung des Aufsichtsrats trägt dem 
Kontinuitätsgedanken Rechnung. Dieser setzt sich, wie von 
der außerordentlichen Hauptversammlung am 28. Oktober 2014 
beschlossen, aus 20 Mitgliedern zusammen. Aufsichtsratsvor-
sitzender ist Prof. Dr. Klaus Mangold. Darüber hinaus gehören 
Carmen Riu Güell, Prof. Dr. Edgar Ernst, Maxim G. Shemetov, 
Prof. Dr. Christian Strenger, Frank Jakobi, Andreas Barczweski, 
Peter Bremme, Michael Pönipp, Wilfried Rau, Carola Schwirn, 
Anette Strempel, Ortwin Strubelt (schon bisher Aufsichtsrats-
mitglieder der TUI AG), Marcel Witt und Dr. Dierck Hirschel 
(deren gerichtliche Bestellung beantragt ist) sowie Sir Michael 
Hodgkinson, Valerie Frances Gooding, Janis Carol Kong,  
Coline Lucille McConville und Minnow Powell (Mitglieder des 
ehemaligen Board of Directors der TUI Travel) dem neuen  
Aufsichtsrat der TUI AG an.  

Einladung zur Hauptversammlung

Mit der Zusammenführung von TUI AG und TUI Travel PLC sind 
zugleich die bisherigen Aktionäre der TUI Travel PLC (mittel-
bar, über an der Londoner Wertpapierbörse handelbare Depo-
sitary Interests – „DI“) Aktionäre der TUI AG geworden. Sie, 
die bisherigen und neuen Aktionäre haben es nun gemeinsam 
in der Hand, die Weichen auch für den künftigen Erfolg unse-
res Unternehmens zu stellen.

Wir freuen uns, Sie alle zur ordentlichen Hauptversammlung 
2015 am Dienstag, dem 10. Februar 2015, um 10:30 Uhr, ins 
Hannover Congress Centrum, Theodor-Heuss-Platz 1-3, 30175 
Hannover, einladen zu dürfen. Dies ist dann die erste Haupt-
versammlung der neuen TUI Group. Im Rahmen der vom Aktien-
gesetz und der Satzung aufgestellten Voraussetzungen (und 
nach Maßgabe der DI-Regelungen) können auch die DI-Inhaber 
an der Hauptversammlung teilnehmen und die Stimmrechte 
aus den zugrunde liegenden TUI Aktien ausüben.
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Die Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 2015 finden 
Sie nachfolgend ab Seite 13. In der Einladung sind die Tages-
ordnung mit den Beschlussvorschlägen von Vorstand und Auf-
sichtsrat enthalten. Sie enthält außerdem, ab Seite 34, Hin-
weise zur Teilnahme und zur Ausübung des Stimmrechts sowie 
zur Erteilung von Vollmachten durch die Aktionäre. Die DI-
Inhaber erhalten von der Capita IRG Trustees Limited Informa-
tionen, wie sie die Rechte aus den zugrundeliegenden Aktien 
ausüben und an unserer Hauptversammlung teilnehmen kön-
nen. Sowohl Aktionäre als auch DI-Inhaber erhalten mit 
Übersendung der Einladung Formulare für die Anmeldung zur 
Hauptversammlung und zur Vollmachts- und gegebenenfalls 
Weisungserteilung.

Für unsere bisherigen und unsere neuen Aktionäre bzw. DI-
Inhaber haben wir auf den folgenden Seiten einige erläutern-
de Anmerkungen zu den Gegenständen der Tagesordnung 
und den Beschlussvorschlägen gemacht.

Empfehlung zur Beschlussfassung

Vorstand und Aufsichtsrat sind der Überzeugung, dass die von 
ihnen vorgeschlagenen Beschlüsse im wohlverstandenen Inte
resse der Gesellschaft sind, und insoweit auch im Interesse aller 
Aktionäre liegen. Deshalb bitten wir Sie, unseren jeweiligen 
Beschlussvorschlägen zuzustimmen. 

Prof. Dr. Klaus Mangold 
Vorsitzender des  
Aufsichtsrats

Friedrich Joussen 
Co-Vorsitzender  
des Vorstands

Peter Long 
Co-Vorsitzender  
des Vorstands
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Anmerkungen zu den Tagesordnungspunkten 
und Beschlussvorschlägen

Die Tagesordnung enthält in den Punkten 1 bis 5 die nach 
dem Aktiengesetz unverzichtbaren Gegenstände einer ordent-
lichen Hauptversammlung. Der sodann folgende Tagesord-
nungspunkt 6 hat die Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds zum 
Gegenstand, Tagesordnungspunkt 7 die bei der TUI AG auch 
in der Vergangenheit jährlich erbetene Ermächtigung zum Er-
werb und zur Verwendung eigener Aktien. Unter Punkt 8 der 
Tagesordnung bitten Sie Vorstand und Aufsichtsrat um die nach 
dem Aktiengesetz erforderliche Zustimmung zu einem Ergeb-
nisabführungsvertrag, der mit einer Konzerngesellschaft ab-
geschlossen werden soll, deren Alleingesellschafterin die 
TUI AG im Zeitpunkt des Vertragsschlusses sein wird. Im Ein-
zelnen:

Tagesordnungspunkt 1 – Vorlage des festgestellten Jahres­
abschlusses des Geschäftsjahres 2013/14, des gebilligten 
Konzernabschlusses, des zusammengefassten Lage- und 
Konzernlageberichts mit dem erläuternden Bericht zu 
den Angaben nach den §§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 HGB sowie 
des Berichts des Aufsichtsrats
Wie vom Aktiengesetz als Regelfall vorgesehen, wurden die 
Abschlussunterlagen vom Vorstand aufgestellt, vom Abschluss
prüfer geprüft und vom Aufsichtsrat gebilligt. Sie werden mit 
weiteren Vorlagen der Hauptversammlung zugänglich gemacht. 
In der Hauptversammlung wird der Vorstand insbesondere 
die Abschlussunterlagen und der Vorsitzende des Aufsichtsrats 
den Bericht des Aufsichtsrats erläutern. Ein Beschluss der 
Hauptversammlung über die Abschlussunterlagen ist vorliegend 
vom Aktiengesetz nicht vorgesehen. Eine weitergehende Er-
läuterung, warum es keines Beschlusses der Hauptversammlung 
bedarf, findet sich bei dem entsprechenden Punkt in der  
Tagesordnung.

Tagesordnungspunkt 2 – Beschlussfassung über die Verwen­
dung des Bilanzgewinns des Geschäftsjahres 2013/14
Wie vor dem Zusammenschluss mit TUI Travel PLC angekün-
digt, schlagen Vorstand und Aufsichtsrat für das Geschäfts-
jahr 2013 / 14 eine Dividende von 0,33 € je dividendenberech-
tigter TUI Aktie vor, was eine deutliche Erhöhung gegenüber 
den Vorjahren darstellt. Bei entsprechender Beschlussfassung 
durch die Hauptversammlung wird die Auszahlung der Divi-
dende unverzüglich, voraussichtlich ab dem 11. Februar 2015, 
erfolgen.
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Nach dem 30. September 2014 ausgegebene Aktien, insbeson-
dere die neuen Aktien, die im Rahmen des Zusammenschlus-
ses von TUI AG und TUI Travel PLC ausgegeben wurden, sind 
erst für das laufende, am 30. September 2015 endende Ge-
schäftsjahr gewinnberechtigt. Die ehemaligen Aktionäre der 
TUI Travel PLC haben unmittelbar vor dem Vollzug des Zu-
sammenschlusses noch eine Dividende für das am 30. Septem-
ber 2014 abgelaufene Geschäftsjahr der TUI Travel PLC er
halten.

Tagesordnungspunkte 3 und 4 – Beschlussfassungen über 
die Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats für 
das Geschäftsjahr 2013/14
Die Wahl der Mitglieder des Vorstands erfolgt durch den Auf-
sichtsrat. Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden, soweit sie 
nicht Vertreter der Arbeitnehmer sind oder gerichtlich bestellt 
werden, von der Hauptversammlung gewählt; dabei beträgt 
deren Amtsdauer im Regelfall rund fünf Jahre. Das Aktiengesetz 
sieht allerdings vor, dass jedes Jahr die ordentlichen Haupt-
versammlung darüber entscheidet, ob sie die Verwaltung der 
Gesellschaft durch die Mitglieder von Vorstand und Aufsichts-
rat im abgelaufenen Geschäftsjahr billigt. Die Entlastung ent-
hält keinen Verzicht auf Ersatzansprüche. Sie ist vielmehr Ver-
trauensvotum für die Vergangenheit und die Zukunft.

Der ordentlichen Hauptversammlung 2015 soll die Möglichkeit 
eingeräumt werden, abweichend von der gesetzlichen Regel, 
im Wege der sogenannten Einzelentlastung, also für jedes Mit-
glied gesondert, abzustimmen. In Annäherung an die beim 
Premium Listing an der Londoner Wertpapierbörse übliche jähr-
liche Einzelwahl aller Mitglieder des Board soll der Hauptver-
sammlung so ein jährliches Votum zur Tätigkeit jedes einzelnen 
Mitglieds von Vorstand und Aufsichtsrat ermöglicht werden. 
Damit führt die TUI AG ihre Corporate Governance in den vom 
Aktiengesetz gesetzten Grenzen an die Standards anderer an 
der London Stock Exchange gelisteter Unternehmen heran.

Tagesordnungspunkt 5 – Beschlussfassung über die 
Bestellung des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 
2014/15
Punkt 5 der Tagesordnung hat die Wahl des Abschlussprüfers 
zum Gegenstand. Der für den Wahlvorschlag an die Haupt-
versammlung gemäß dem Aktiengesetz allein zuständige Auf-
sichtsrat schlägt hierzu vor, die PricewaterhouseCoopers 
Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hannover, 
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zum Abschlussprüfer für das laufende Geschäftsjahr sowie für 
die prüferische Durchsicht des Halbjahresfinanzberichts für 
das erste Halbjahr des laufenden Geschäftsjahres zu wählen. 
Wie vom Gesetz vorgesehen, stützt sich der Aufsichtsrat da-
bei auf eine entsprechende Empfehlung seines Prüfungsaus-
schusses.

Tagesordnungspunkt 6 – Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds
Nachdem Herr Vladimir Yakushev sein Amt niedergelegt hatte, 
wurde Herr Maxim G. Shemetov im März 2014 gerichtlich 
zum Aufsichtsratsmitglied bestellt. Herr Shemetov soll im Sin-
ne guter Corporate Governance nun durch einen Beschluss 
der Hauptversammlung gewählt werden. Die Wahl soll für eine 
volle Amtszeit von rund fünf Jahren erfolgen. Wie im Deut-
schen Corporate Governance Kodex angelegt, stützt sich der 
Aufsichtsrat auf einen entsprechenden Vorschlag seines aus-
schließlich mit Anteilseignervertretern besetzten Nominierungs-
ausschusses.

Herr Shemetov ist seit seiner gerichtlichen Bestellung am 
14. März 2014 Mitglied des Aufsichtsrats der TUI AG. Seinen 
beruflichen Werdegang begann er 2003 mit einer Tätigkeit als 
Analyst bei der Trust Investment Bank in Moskau. Von 2005 bis 
2007 war er im Bereich Strategie der Managementberatung 
A.T. Kearney Moskau tätig. Von 2007 an bis ins Jahr 2014 war 
Herr Shemetov Director, CFO im Bereich Private Equity und 
Kapitalmärkte bei der S-Group Capital Management in Moskau. 
Seit Mai 2014 ist er Leiter Investment Management im Unter-
nehmensbereich Reise der ZAO Sever Group in Moskau. Herr 
Shemetov hat einen M.A. in Finance mit Auszeichnung von 
der Finanzakademie in Moskau sowie einen M.Sc. in Finance mit 
Auszeichnung von der Cass Business School, City University 
in London. In 2013 und 2014 besuchte er zudem den Executive-
Studiengang Program for Leadership Development (PLD) an 
der Harvard Business School in Boston.

Weitere für die Wahl bedeutsame Angaben finden sich bei dem 
entsprechenden Punkt in der Tagesordnung.
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Tagesordnungspunkt 7 – Beschlussfassung über eine neue 
Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener 
Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG mit möglichem Aus­
schluss des Bezugs- und des Andienungsrechts sowie der 
Möglichkeit der Einziehung eigener Aktien auch unter Her­
absetzung des Grundkapitals
Soweit der Erwerb eigener Aktien nicht bereits im Gesetz aus-
drücklich zugelassen ist, bedarf die Gesellschaft einer beson-
deren Ermächtigung durch die Hauptversammlung. Der unter 
Tagesordnungspunkt 7 vorgeschlagene Beschluss ermächtigt 
deshalb den Vorstand in dem vom Aktiengesetz gesteckten Rah-
men zum Rückerwerb eigener Aktien. Wie schon in der Ver-
gangenheit, lässt auch die nun vorgeschlagene Ermächtigung 
nicht nur den gesetzlichen Regelfall eines Rückerwerbs durch 
Angebot an alle Aktionäre zu, sondern auch den Erwerb der 
eigenen Aktien über die Börse, womit nach dem ausdrückli-
chen Gesetzeswortlaut ebenfalls dem Gleichbehandlungsgrund-
satz genügt wird.

Das Volumen der Erwerbsermächtigung ist auf den geringeren 
der beiden folgenden Beträge beschränkt: (i) 5 % des zum 
Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals 
oder (ii) 26.473.000 Aktien, was rund 5 % des Grundkapitals 
am 30. Dezember 2014 und mithin im Zeitpunkt der Einberu-
fung der Hauptversammlung entspricht. Durch die gewählte 
Beschränkung ist gewährleistet, dass sich trotz des infolge des 
Zusammenschlusses mit der TUI Travel PLC deutlich erhöh-
ten Grundkapitals der TUI AG das betragsmäßige Volumen der 
neuen Erwerbsermächtigung gegenüber der durch die ordent
liche Hauptversammlung 2014 beschlossenen Erwerbsermäch
tigung nicht erhöht. Die neue Ermächtigung soll bis zum 
9. August 2016 gelten. Jedoch dürfen auf ihrer Grundlage schuld-
vertragliche Erwerbsgeschäfte nur vor der nächsten ordent
lichen Hauptversammlung, also nur in der Zeit bis zur Haupt-
versammlung 2016, abgeschlossen werden.

Die Erwerbsermächtigung sieht die schon bisher bei der TUI AG 
üblichen Ober- und Untergrenzen für die bei Erwerb eigener 
Aktien zu zahlende Gegenleistung vor. Diese wurden mit Blick 
auf die Listing Rules der United Kingdom Listing Authority um 
zusätzlich einzuhaltende Grenzwerte ergänzt. Im Übrigen wird 
die Gesellschaft bei Ausübung der Erwerbsermächtigung, 
ebenso wie bei Ausübung der Verwendungsermächtigungen, 
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in jedem Fall den börsenrechtlichen Bestimmungen, einschließ-
lich den Listing Rules der United Kingdom Listing Authority, 
Rechnung tragen.

Auf Grundlage des vorgeschlagenen Beschlusses erworbene 
eigene Aktien können gemäß den im Beschluss enthaltenen 
Verwendungsermächtigungen und im Einklang mit dem Aktien-
gesetz entweder eingezogen werden, über ein Angebot an alle 
Aktionäre oder über die Börse veräußert werden oder – unter 
Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionäre – 
für bestimmte, im Beschluss genannte Zwecke genutzt werden. 
Da das Volumen der Erwerbsermächtigung entsprechend be-
schränkt ist, ist auch das Volumen, in dem erworbene Aktien 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre – sei es 
gegen Bar-, sei es gegen Sacheinlagen – auf Grundlage des Be-
schlusses veräußert werden können auf den geringeren der 
beiden folgenden Beträge beschränkt: (i) 5 % des zum Zeitpunkt 
der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals oder (ii) 
26.473.000 Aktien, was rund 5 % des Grundkapitals am 30. De-
zember 2014 und mithin im Zeitpunkt der Einberufung der 
Hauptversammlung entspricht.

Der Vorstand hat gegenwärtig keine Absicht, die im vorgeschla-
genen Beschluss enthaltenen Ermächtigungen zum Erwerb 
und zur Verwendung eigener Aktien auszunutzen. Er hat insbe-
sondere auch keine Entscheidung dazu getroffen, inwieweit 
etwaige auf Grundlage des Beschlusses erworbene eigene Ak-
tien eingezogen werden sollen. Der Vorstand wird jedoch, 
wenn die Hauptversammlung den ihr vorgeschlagenen Beschluss 
fasst, den Einsatz der ihm darin gewährten Möglichkeit von 
Zeit zu Zeit prüfen und kann sich dann gegebenenfalls für einen 
Aktienrückerwerb auf Grundlage der Ermächtigung und so-
dann für eine bestimmte Verwendung der so erworbenen Ak-
tien entscheiden. Der Vorstand wird die Ermächtigung zum 
Rückerwerb jedoch nur ausnutzen, wenn er zu der Überzeugung 
gelangt ist, dass dies zu einer Verbesserung des Ergebnisses  
je Aktie führt und im Interesse aller Aktionäre liegt. Der Vor-
stand wird die Ermächtigungen zur Verwendung eigener Ak
tien unter Ausschluss des Bezugsrechts nur ausnutzen, wenn in 
der konkreten Situation die vom Aktiengesetz aufgestellten, 
strengen Voraussetzungen für den Ausschluss des Bezugsrechts 
erfüllt sind und insbesondre der Bezugsrechtsausschluss durch 
das Interesse der Gesellschaft gerechtfertigt ist.
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Von der durch die ordentliche Hauptversammlung 2014 erteilten 
Erwerbsermächtigung wurde bislang kein Gebrauch gemacht. 
Die Gesellschaft hält keine eigenen Aktien.

Die TUI AG hat keine Optionsscheine in Bezug auf ihre Aktien 
ausgegeben, und es gibt keine ausstehenden auf TUI Aktien be-
zogene Aktienoptionen.

Weitere bedeutsame Informationen zu dem Beschlussvorschlag 
finden sich in dem Bericht, den der Vorstand der TUI AG für 
die Aktionäre erstellt hat und der im Anschluss an die Tages-
ordnung wiedergegeben ist.

Tagesordnungspunkt 8 – Beschlussfassung über die Zu­
stimmung zu einem Ergebnisabführungsvertrag zwischen 
der TUI AG und der Leibniz-Service GmbH
Tagesordnungspunkt 8 betrifft den Abschluss eines konzern-
internen Ergebnisabführungsvertrags zwischen der TUI AG 
und der Leibniz-Service GmbH. Der Vertrag, der eine Gewinn-
abführung durch die Leibniz-Service GmbH und einen Aus-
gleich etwaiger Verluste durch die TUI AG vorsieht, ist für eine 
steuerlich wirksame Konsolidierung von Gewinnen und Ver
lusten zwischen den beiden Gesellschaften erforderlich. Der 
Abschluss derartiger Unternehmensverträge innerhalb eines 
Konzerns ist vor diesem Hintergrund nicht nur unternehmerisch 
zweckmäßig, sondern auch allgemein üblich.

Der Ergebnisabführungsvertrag soll erst abgeschlossen werden, 
nachdem alle Anteile an der Leibniz-Service GmbH auf die 
TUI AG übertragen worden sind. Die Leibniz-Service GmbH 
wird als zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses eine unmittel-
bare hundertprozentige Tochtergesellschaft der TUI AG sein. 
Die Anteilsübertragung soll, nachdem der Zusammenschluss 
der TUI AG mit der TUI Travel PLC am 11. Dezember 2014 voll-
zogen wurde, noch im laufenden Geschäftsjahr erfolgen.

Das Aktiengesetz verlangt für die Wirksamkeit des Ergebnis-
abführungsvertrags, dass diesem unter anderem auch die 
Hauptversammlung der TUI AG zustimmt. Deshalb schlagen 
Vorstand und Aufsichtsrat eine entsprechende Zustimmung 
vor, die – wie hier vorgesehen – auch bereits vor Abschluss 
des Vertrags erteilt werden kann.
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Weitere für die Zustimmungsentscheidung bedeutsame Informa-
tionen, insbesondere zu den Vertragsparteien, dem Abschluss 
des Vertrags und den Gründen sowie zu den im Vertrag vorge-
sehenen Rechten und Pflichten der Vertragsparteien, finden 
sich bei dem entsprechenden Punkt in der Tagesordnung sowie 
in dem gemeinsamen Bericht, den der Vorstand der TUI AG 
und die Geschäftsführung der Leibniz-Service GmbH für die 
Aktionäre erstellt haben. Der Vertrag wurde zudem von der 
PricewaterhouseCoopers Aktiengesellschaft Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft, München, geprüft, die über das Ergebnis 
ihrer Prüfung einen Bericht erstellt haben. Die beiden genann-
ten Berichte sind unter anderem über die Internetseite der 
TUI AG unter www.tui-group.com/de/ir/hauptversammlungen 
zugänglich.
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E i n l a du  n g 
Wir laden unsere Aktionäre hiermit zu  
der ordentlichen Hauptversammlung 2015 
am Dienstag, dem 10. Februar 2015,  
mit Beginn 10.30 Uhr, in das  
Hannover Congress Centrum 
Theodor-Heuss-Platz 1-3, 
30175 Hannover, ein.

 
TUI AG 
Berlin/Hannover 
Karl-Wiechert-Allee 4 
30625 Hannover

Das Grundkapital der Gesellschaft  
ist zerlegt in 533.602.135 nennwertlose Stückaktien  
mit ebenso vielen Stimmrechten.

Wertpapier-Kennnummern  
für stimmberechtigte und dividendenberechtigte Aktien: 
ISIN-Code	 WKN 
DE 000 TUA G00 0	 TUA G00 
DE 000 TUA G20 8	 TUA G20 
DE 000 TUA G22 4	 TUA G22

Stimmberechtigte Aktien: 
ISIN-Code	 WKN 
DE 000 TUA G23 2	 TUA G23 
DE 000 TUA G27 3	 TUA G27 
DE 000 TUA G26 5	 TUA G26
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Tagesordnung
der ordentlichen Hauptversammlung der TUI AG 
am 10. Februar 2015

1.	� Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses des Geschäfts­
jahres 2013/14, des gebilligten Konzernabschlusses, des 
zusammengefassten Lage- und Konzernlageberichts mit 
dem erläuternden Bericht zu den Angaben nach den §§ 289 
Abs. 4, 315 Abs. 4 HGB sowie des Berichts des Aufsichts­
rats

	� Den ihm vom Vorstand der Gesellschaft vorgelegten Jahres
abschluss der TUI AG zum 30. September 2014 hat der Auf-
sichtsrat am 9. Dezember 2014 gebilligt. Damit ist der Jahres-
abschluss gemäß § 172 AktG festgestellt. Es liegt also keiner 
der Fälle vor, in denen die Feststellung des Jahresabschlusses 
ausnahmsweise in die Zuständigkeit der Hauptversammlung 
fällt. Eine Beschlussfassung durch die Hauptversammlung über 
den Jahresabschluss findet deshalb nicht statt. Ebenfalls am 
9. Dezember 2014 wurde der Konzernabschluss 2013/14 vom 
Aufsichtsrat gebilligt. Gemäß § 173 AktG hat die Hauptver-
sammlung mithin auch insoweit nicht zu beschließen. Auch die 
übrigen vorgenannten Unterlagen sind der Hauptversammlung 
nach § 176 Abs. 1 Satz 1 AktG lediglich zugänglich zu machen, 
ohne dass es einer Beschlussfassung hierzu bedarf.

2.	� Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 
des Geschäftsjahres 2013/14

	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, vom ausgewiesenen 
Bilanzgewinn in Höhe von 161.271.260,53 € den Betrag von 
94.565.177,19 € zur Ausschüttung einer Dividende von 0,33 € 
je dividendenberechtigte Aktie zu verwenden und den ver
bleibenden Betrag in Höhe von 66.706.083,34 € auf neue Rech-
nung vorzutragen.

3.	� Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für 
das Geschäftsjahr 2013/14

	� Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, die Mitglieder des Vor-
stands zu entlasten. Über die Entlastung soll – aufgrund des 
Listing der Aktie der TUI AG an der London Stock Exchange 
und mit Blick auf die dortigen Corporate Governance-Stan-
dards – im Wege der sogenannten Einzelentlastung, also für 
jedes Mitglied gesondert abgestimmt werden. Zur Entlastung 
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stehen dabei die folgenden, im abgelaufenen Geschäftsjahr 
amtierenden Mitglieder des Vorstands an: Friedrich Joussen 
(Vorsitzender), Horst Baier, Peter Long.

4.	� Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats 
für das Geschäftsjahr 2013/14

	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Mitglieder des Auf-
sichtsrats zu entlasten. Über die Entlastung soll – aufgrund 
des Listing der Aktie der TUI AG an der London Stock Exchange 
und mit Blick auf die dortigen Corporate Governance-Stan-
dards – im Wege der sogenannten Einzelentlastung, also für 
jedes Mitglied gesondert abgestimmt werden. Zur Entlastung 
stehen dabei die folgenden, im abgelaufenen Geschäftsjahr 
amtierenden Mitglieder des Aufsichtsrats an: Prof. Dr. Klaus 
Mangold (Vorsitzender), Petra Gerstenkorn (stellvertretende 
Vorsitzende bis 15. Mai 2014), Frank Jakobi (stellvertreten-
der Vorsitzender ab 15. Mai 2014), Anass Houir Alami, Andreas 
Barczewski, Peter Bremme, Arnd Dunse, Prof. Dr. Edgar Ernst, 
Angelika Gifford, Ingo Kronsfoth, Vladimir Lukin, Mikhail Noskov, 
Michael Pönipp, Carmen Riu Güell, Carola Schwirn, Maxim G. 
Shemetov, Anette Strempel, Prof. Christian Strenger, Ortwin 
Strubelt, Vladimir Yakushev.

5.	� Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers 
für das Geschäftsjahr 2014/15

	� Der Aufsichtsrat schlägt vor, gestützt auf die Empfehlung des 
Prüfungsausschusses, die PricewaterhouseCoopers Aktien
gesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hannover, zum 
Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2014/15 sowie für die 
prüferische Durchsicht des Halbjahresfinanzberichts für das 
erste Halbjahr des Geschäftsjahres 2014/15 zu wählen.

6.	� Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds
	 �Am 14. März 2014 wurde Herr Maxim G. Shemetov vom Amtsge-

richt Hannover anstelle von Herrn Vladimir Yakushev, der sein 
Amt mit Wirkung zum 7. Februar 2014 niedergelegt hatte, ge-
richtlich zum Aufsichtsratsmitglied bestellt. Das Amtsgericht 
Hannover ist bei seiner Bestellung hinsichtlich der Amtszeit 
über den Antrag der TUI AG, wonach die Bestellung entspre-
chend der Empfehlung in Ziffer 5.4.3 des Deutschen Corporate 
Governance Kodex befristet bis zur nächsten Hauptversamm-
lung erfolgen sollte, hinaus gegangen. Vor diesem Hintergrund 
soll Herr Shemetov im Sinne guter Corporate Governance 
nun durch einen Beschluss der Hauptversammlung gewählt 
werden.
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	� Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich nach §§ 96 Abs. 1, 
101 Abs. 1 AktG und § 7 Abs. 1 Satz 3, Satz 1 Nr. 3 Mitbestim-
mungsgesetz 1976 in Verbindung mit § 11 Abs. 1 Satz 1 der 
Satzung der TUI AG aus je zehn Mitgliedern der Anteilseigner 
und der Arbeitnehmer zusammen. Die Hauptversammlung ist 
bei der Wahl der Anteilseignervertreter nicht an Wahlvorschlä-
ge gebunden.

	� Der Aufsichtsrat schlägt – gestützt auf einen entsprechen­
den Vorschlag des Nominierungsausschusses – vor, folgen­
den Beschluss zu fassen:

	 �Herr Maxim Shemetov, wohnhaft in Moskau, Russische Födera-
tion, Leiter Investment Management, Unternehmensbereich 
Reise, ZAO Sever Group mit Sitz in Moskau, Russische Födera-
tion, wird von der Hauptversammlung für die Zeit bis zur Be-
endigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung des 
Aufsichtsrats für das am 30. September 2019 endende Ge-
schäftsjahr beschließt, in den Aufsichtsrat gewählt.

	� Angaben gemäß § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG sowie gemäß Ziffer 
5.4.1 Abs. 4 bis 6 des Deutschen Corporate Governance 
Kodex:

	�H err Maxim Shemetov ist nicht Mitglied in anderen gesetzlich 
zu bildenden Aufsichtsräten. Er ist jedoch Mitglied in ver-
gleichbaren Kontrollgremien der folgenden in- oder ausländi-
schen Wirtschaftsunternehmen: LLC Svoy-TT mit Sitz in 
Moskau, Russische Föderation.

	� Die ZAO Sever Group, bei der Herr Shemetov tätig ist, wird von 
Herrn Alexey Mordashov kontrolliert, dem mit den ihm zuzu-
rechnenden Stimmrechten ca. 13,7 % der Stimmrechte an der 
TUI AG zustehen.

7. 	� Beschlussfassung über eine neue Ermächtigung zum Erwerb 
und zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 
Nr. 8 AktG mit möglichem Ausschluss des Bezugs- und des 
Andienungsrechts sowie der Möglichkeit der Einziehung 
eigener Aktien auch unter Herabsetzung des Grundkapitals

	� Zum Erwerb eigener Aktien bedarf die Gesellschaft, soweit 
nicht gesetzlich ausdrücklich zugelassen, einer besonderen Er-
mächtigung durch die Hauptversammlung. Da die von der 
Hauptversammlung am 12. Februar 2014 beschlossene Ermäch-
tigung am 11. August 2015 endet, soll der Hauptversammlung 
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vorgeschlagen werden, der Gesellschaft unter vorzeitiger Auf-
hebung der bestehenden Ermächtigung erneut eine Ermäch
tigung zum Erwerb eigener Aktien zu erteilen. Die neue Ermäch-
tigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien soll 
den Vorstand auch dazu ermächtigen, eigene Aktien unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre zu verwenden oder – 
auch unter Herabsetzung des Grundkapitals – einzuziehen. Das 
Volumen der Erwerbsermächtigung soll auf 5 % des Grund
kapitals beschränkt werden. Dadurch ist gewährleistet, dass 
sich trotz des infolge des Zusammenschlusses mit der TUI 
Travel PLC deutlich erhöhten Grundkapitals der TUI AG das 
betragsmäßige Volumen der neuen Erwerbsermächtigung 
gegenüber dem der bisherigen nicht erhöht.

	 �Vorstand und Aufsichtsrat schlagen demgemäß vor, folgen­
den Beschluss zu fassen:

a)	� Der Vorstand wird ermächtigt, eigene Aktien in einem Volu-
men von bis zu 5 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung 
bestehenden Grundkapitals zu erwerben, höchstens jedoch 
26.473.000 Aktien. Auf die erworbenen Aktien dürfen zusammen 
mit anderen eigenen Aktien, die sich im Besitz der Gesell-
schaft befinden oder ihr nach den §§ 71 a ff. AktG zuzurechnen 
sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals 
entfallen. Ferner sind die Voraussetzungen des § 71 Abs. 2 Sät-
ze 2 und 3 AktG zu beachten. Die Ermächtigung darf nicht 
zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien ausgenutzt werden. 

b)	� Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilen, einmal oder mehr-
mals, in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke ausgeübt 
werden. Der Erwerb kann dabei durch die Gesellschaft, durch 
abhängige oder in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende 
Unternehmen oder durch auf deren Rechnung oder auf Rech-
nung der Gesellschaft handelnde Dritte durchgeführt werden. 
Die Ermächtigung tritt an die Stelle der von der Hauptversamm-
lung der TUI AG am 12. Februar 2014 beschlossenen Ermäch
tigung zum Erwerb eigener Aktien, die mit Wirksamwerden der 
neuen Ermächtigung aufgehoben ist, und gilt bis zum 9. Au-
gust 2016. Jedoch dürfen auf ihrer Grundlage schuldvertragli-
che Erwerbsgeschäfte nur vor der nächsten ordentlichen 
Hauptversammlung, also nur in der Zeit bis zur Hauptversamm-
lung 2016, abgeschlossen werden. Der Erwerb erfolgt nach 
Wahl des Vorstands über die Börse oder mittels eines öffent
lichen Kaufangebots bzw. mittels einer öffentlichen Auffor
derung an die Aktionäre zur Abgabe eines Verkaufsangebots 
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(zusammen „öffentliches Erwerbsangebot“). Der geringste Ge-
genwert, den die Gesellschaft je Aktie (ohne Erwerbsneben-
kosten) zahlen darf, ist 2,56 € (dies entspricht dem aufgerunde-
ten rechnerischen Anteil einer Aktie am Grundkapital).

	 •	 �Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse, darf der von 
der Gesellschaft gezahlte Gegenwert je Aktie (ohne Er-
werbsnebenkosten) den am Börsenhandelstag durch die 
Eröffnungsauktion ermittelten Börsenpreis im Xetra-
Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an 
der Frankfurter Wertpapierbörse um nicht mehr als 10 % 
über- oder unterschreiten. Zudem darf in diesem Fall der 
von der Gesellschaft gezahlte Gegenwert je Aktie (ohne 
Erwerbsnebenkosten) den höheren der beiden folgenden 
Werte nicht übersteigen:

		  –	� 105 % der durchschnittlichen mittleren Marktnotierung 
der Aktie bzw. des sie vertretenden Depositary Inte-
rest, abgeleitet aus dem offiziellen Tageskursblatt der 
Londoner Börse (The London Stock Exchange Daily 
Official List) für die fünf Handelstage, die dem Ab-
schluss des schuldvertraglichen Erwerbsgeschäfts 
unmittelbar vorangehen,

		  –	� der in Art. 5 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 2273/2003 
der Kommission vom 22. Dezember 2003 zur Durch-
führung der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates – Ausnahmeregelungen 
für Rückkaufprogramme und Kursstabilisierungsmaß-
nahmen – genannte Kurs.

	 •	 �Erfolgt der Erwerb mittels eines öffentlichen Erwerbsan-
gebots an alle Aktionäre, darf der von der Gesellschaft 
gezahlte Angebotspreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkos-
ten) den durch die Schlussauktion am letzten Börsen-
handelstag vor der Veröffentlichung des Erwerbsangebots 
ermittelten Kurs für Aktien der Gesellschaft im Xetra-
Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an 
der Frankfurter Wertpapierbörse um nicht mehr als 
10 % über- oder unterschreiten. Ergeben sich nach der 
Veröffentlichung eines öffentlichen Kaufangebots bzw. 
der öffentlichen Aufforderung an die Aktionäre zur Abga-
be eines Verkaufsangebots erhebliche Abweichungen 
des maßgeblichen Kurses, so kann das Angebot bzw. die 
Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufsangebots ange-
passt werden. In diesem Fall wird auf den Durchschnitts-
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kurs der drei Börsenhandelstage vor der öffentlichen 
Ankündigung einer etwaigen Anpassung abgestellt. Sofern 
die Gesamtzahl der auf ein öffentliches Erwerbsangebot 
angedienten Aktien dessen Volumen überschreitet, kann 
der Erwerb nach dem Verhältnis der angedienten Aktien 
(Andienungsquoten) erfolgen; darüber hinaus können eine 
bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen (bis zu 
50 Aktien je Aktionär) sowie zur Vermeidung rechnerischer 
Bruchteile von Aktien eine Rundung nach kaufmänni-
schen Grundsätzen vorgesehen werden. Ein etwaiges wei-
tergehendes Andienungsrecht der Aktionäre ist insoweit 
ausgeschlossen.

c)	�A ktien der Gesellschaft, die aufgrund dieser Ermächtigung 
erworben werden (bis zu 5 % des zum Zeitpunkt der Beschluss-
fassung bestehenden Grundkapitals, höchstens jedoch 
26.473.000 Aktien), können über die Börse oder unter Beach-
tung des Gleichbehandlungsgrundsatzes durch Angebot an  
die Aktionäre veräußert werden. Der Vorstand wird darüber 
hinaus ermächtigt, sie stattdessen zu den folgenden Zwecken 
zu verwenden: 

	 •	 �Die Aktien können mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
eingezogen werden, ohne dass die Einziehung oder ihre 
Durchführung eines weiteren Hauptversammlungsbe-
schlusses bedürfen. Sie können auch ohne Kapitalherab-
setzung durch Anpassung des anteiligen rechnerischen 
Betrags der übrigen Aktien am Grundkapital der Gesell-
schaft eingezogen werden. Die Einziehung kann auf 
einen Teil der erworbenen Aktien beschränkt werden. Er-
folgt die Einziehung ohne Kapitalherabsetzung, ist der 
Vorstand zur Anpassung der Zahl der Aktien in der Sat-
zung ermächtigt. 

	 •	 �Die Aktien können mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
auch in anderer Weise als über die Börse oder durch ein 
Angebot an die Aktionäre veräußert werden, wenn die 
Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis veräußert wer-
den, der den Börsenpreis von Aktien gleicher Ausstat-
tung der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung 
nicht wesentlich unterschreitet. In diesem Fall darf die 
Anzahl der zu veräußernden Aktien die Grenze von 5 % 
des Grundkapitals zum Zeitpunkt der Beschlussfassung 
der Hauptversammlung über diese Ermächtigung oder – 
falls der Wert geringer ist – zum Zeitpunkt ihrer Ausnut-
zung insgesamt nicht übersteigen. Das vorstehende Er-
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mächtigungsvolumen von 5 % des Grundkapitals verringert 
sich um den anteiligen Betrag am Grundkapital, der auf 
Aktien entfällt oder auf den sich Wandlungs- und/oder 
Optionsrechte bzw. -pflichten aus Schuldverschreibun-
gen beziehen, die nach dem 10. Februar 2015 unter Be-
zugsrechtsausschluss in unmittelbarer, entsprechender 
oder sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ausgegeben bzw. veräußert worden sind; diese 
Verringerung erfolgt jedoch nur hinsichtlich des Umfangs, 
um den der betreffende Betrag 5 % des Grundkapitals 
übersteigt. 

	 •	 �Die Aktien können mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch 
im Rahmen des Erwerbs von Unternehmen, Teilen von 
Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder sonstigen 
Vermögensgegenständen (einschließlich Forderungen) 
sowie im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen 
gegen Sachleistungen veräußert werden. 

	 •	 �Die Aktien können auch zur Erfüllung von Wandlungs- 
oder Optionsrechten bzw. -pflichten aus von der Gesell-
schaft oder von Konzernunternehmen der Gesellschaft 
begebenen Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuld-
verschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinn-
schuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instru-
mente) mit Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. -pflicht 
verwendet werden. 

d)	 �Die Ermächtigung unter lit. c), Unterpunkte 2 bis 4 erfasst auch 
die Verwendung von Aktien der Gesellschaft, die aufgrund 
von § 71 d Satz 5 AktG erworben wurden. 

e)	 �Die Ermächtigungen unter lit. c) können einmal oder mehrmals, 
ganz oder in Teilen, einzeln oder gemeinsam, die Ermächti
gungen gemäß lit. c), Unterpunkte 2 bis 4 können zudem durch 
abhängige oder in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende 
Unternehmen oder durch auf deren Rechnung oder auf Rech-
nung der Gesellschaft handelnde Dritte ausgenutzt werden.

f)	� Das Bezugsrecht der Aktionäre auf eigene Aktien wird insoweit 
ausgeschlossen, als diese Aktien gemäß den vorstehenden 
Ermächtigungen unter lit. c), Unterpunkte 2 bis 4 verwendet 
werden. Für den Fall, dass die eigenen Aktien durch Angebot 



21

an die Aktionäre veräußert werden, wird der Vorstand ermäch-
tigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre für Spitzenbeträge auszuschließen. Jedoch darf – zu-
sätzlich zu den übrigen sich aus diesem Beschluss ergebenden 
Beschränkungen – der auf eigene Aktien, für die das Bezugs-
recht aufgrund dieser Ermächtigung oder durch Nutzung der 
Ermächtigungen unter lit. c), Unterpunkte 2 bis 4 ausgeschlos-
sen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag am Grund
kapital zusammen mit dem anteiligen Betrag am Grundkapital, 
der auf eigene Aktien oder neue Aktien aus genehmigtem Ka
pital entfällt oder auf den sich Wandlungs- oder Optionsrech-
te bzw. -pflichten aus Schuldverschreibungen beziehen, die 
nach dem 10. Februar 2015 unter Bezugsrechtsausschluss ver-
äußert bzw. ausgegeben worden sind, 10 % des Grundkapitals 
nicht überschreiten. Maßgeblich ist entweder das zum Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Ermächtigung oder das zum Zeit-
punkt der Veräußerung der eigenen Aktien vorhandene Grund-
kapital, je nachdem zu welchem dieser Zeitpunkte der Grund-
kapitalbetrag geringer ist. Als Bezugsrechtsausschluss ist es 
auch anzusehen, wenn die Veräußerung bzw. Ausgabe in un-
mittelbarer, entsprechender oder sinngemäßer Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt. 

8.	� Beschlussfassung über die Zustimmung zu einem Ergebnis­
abführungsvertrag zwischen der TUI AG und der Leibniz-
Service GmbH

	� Die TUI AG beabsichtigt, mit der Leibniz-Service GmbH, die 
ihren Sitz in Hannover hat und im Handelsregister des Amts-
gerichts Hannover unter HRB 6100 eingetragen ist („LSG“), 
einen Ergebnisabführungsvertrag abzuschließen. Der finale Ent-
wurf des Ergebnisabführungsvertrags wurde am 9. Dezember 
2014 erstellt. Der Abschluss des Vertrags soll erfolgen, sobald 
sämtliche Anteile an der LSG von der TUI Travel PLC auf die 
TUI AG übergegangen sind und damit die LSG eine unmittel-
bare hundertprozentige Tochtergesellschaft der TUI AG ist. 
Der Aufsichtsrat der TUI AG hat dem Abschluss des Vertrags be-
reits zugestimmt. Der Vertrag bedarf, damit er wirksam werden 
kann, neben der Zustimmung der Gesellschafterversammlung 
der LSG, die erst nach der vorgenannten Anteilsübertragung er-
folgen soll, der Zustimmung der Hauptversammlung der TUI AG. 
Danach wird er mit Eintragung seines Bestehens ins Handels
register der LSG wirksam.
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	� Vorstand und Aufsichtsrat schlagen demgemäß vor, folgen­
den Beschluss zu fassen:

	 �Dem Ergebnisabführungsvertrag zwischen der TUI AG und der 
Leibniz-Service GmbH, Hannover, eingetragen im Handels
register des Amtsgerichts Hannover unter HRB 6100, in der 
Fassung des finalen Entwurfs vom 9. Dezember 2014 wird 
zugestimmt.

	� Angaben zum wesentlichen Vertragsinhalt 

	� Der finale Entwurf des Ergebnisabführungsvertrags vom 9. De-
zember 2014 hat folgenden wesentlichen Inhalt:

a)	� Präambel (Bekundungen bezogen auf den Zeitpunkt des Ver-
tragsabschlusses): Die TUI AG hält sämtliche Anteile an der 
LSG, nachdem diese von der TUI Travel PLC auf die TUI AG 
übergegangen sind. Zwischen der TUI AG und der LSG soll 
mit Wirkung zum Beginn des Geschäftsjahres der LSG, das 
am 30. September endet, ein steuerliches Organschaftsver-
hältnis wirksam werden.

b)	� § 1. Gewinnabführung: Die LSG verpflichtet sich während der 
Vertragsdauer, erstmals jedoch für das laufende Geschäfts-
jahr, ihren ganzen Gewinn unter entsprechender Beachtung des 
§ 301 AktG in seiner jeweils gültigen Fassung an die TUI AG 
abzuführen. Dabei darf die Gewinnabführung den entsprechend 
§ 301 AktG in seiner jeweils gültigen Fassung zu berechnenden 
Betrag nicht überschreiten. Die LSG kann mit Zustimmung der 
TUI AG aus dem Jahresüberschuss Beträge in Gewinnrück
lagen (§ 272 Abs. 3 HGB) nur insoweit einstellen, als dies han-
delsrechtlich zulässig und bei vernünftiger kaufmännischer 
Beurteilung wirtschaftlich begründet ist. Während der Dauer 
des Vertrags gebildete andere Gewinnrücklagen sind – soweit 
rechtlich zulässig – auf Verlangen der TUI AG aufzulösen und 
zum Ausgleich eines Jahresfehlbetrags zu verwenden oder als 
Gewinn abzuführen. Andere als die vorgenannten Gewinn-
rücklagen, insbesondere vor Beginn des Vertrags gebildete Ge
winnrücklagen, dürfen weder als Gewinn abgeführt noch zum 
Ausgleich eines Jahresfehlbetrags der LSG verwendet werden. 
Das gleiche gilt für einen in vorvertraglicher Zeit entstande-
nen Gewinnvortrag sowie für andere Rücklagen. Die Verpflich-
tung zur Gewinnabführung gilt erstmals für das gesamte Ge-
schäftsjahr der LSG, in dem dieser Vertrag wirksam wird. Der 
Anspruch auf Gewinnabführung entsteht jeweils am Schluss 
eines Geschäftsjahres der LSG und wird zu diesem Zeitpunkt 
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fällig. (Die derzeit geltende Fassung des § 301 AktG lautet: 
„Eine Gesellschaft kann, gleichgültig welche Vereinbarungen 
über die Berechnung des abzuführenden Gewinns getroffen 
worden sind, als ihren Gewinn höchstens den ohne die Gewin-
nabführung entstehenden Jahresüberschuss, vermindert  
um einen Verlustvortrag aus dem Vorjahr, um den Betrag, der 
nach § 300 in die gesetzlichen Rücklagen einzustellen ist, und 
den nach § 268 Abs. 8 des Handelsgesetzbuchs ausschüttungs-
gesperrten Betrag, abführen. Sind während der Dauer des 
Vertrags Beträge in andere Gewinnrücklagen eingestellt wor-
den, so können diese Beträge den anderen Gewinnrücklagen 
entnommen und als Gewinn abgeführt werden.“)

c)	� § 2. Verlustübernahme: Die Regelungen des § 302 AktG in seiner 
jeweils gültigen Fassung gelten entsprechend. Die Verpflich-
tung zur Verlustübernahme gilt erstmals für das gesamte Ge-
schäftsjahr der LSG, in dem dieser Vertrag wirksam wird. 
Soweit sich aus dem Vorstehenden nichts Abweichendes ergibt, 
entsteht der Anspruch auf Verlustübernahme jeweils am 
Schluss eines Geschäftsjahres der LSG und wird zu diesem Zeit-
punkt fällig. (Die derzeit geltende Fassung der insoweit 
einschlägigen Absätze (1), (3) und (4) des § 302 AktG lautet:  
„(1) Besteht ein Beherrschungs- oder ein Gewinnabführungs-
vertrag, so hat der andere Vertragsteil jeden während der Ver-
tragsdauer sonst entstehenden Jahresfehlbetrag auszuglei-
chen, soweit dieser nicht dadurch ausgeglichen wird, dass den 
anderen Gewinnrücklagen Beträge entnommen werden,  
die während der Vertragsdauer in sie eingestellt worden sind.  
(3) Die Gesellschaft kann auf den Anspruch auf Ausgleich erst 
drei Jahre nach dem Tag, an dem die Eintragung der Beendi-
gung des Vertrags in das Handelsregister nach § 10 des Han-
delsgesetzbuchs bekannt gemacht worden ist, verzichten oder 
sich über ihn vergleichen. Dies gilt nicht, wenn der Ausgleichs-
pflichtige zahlungsunfähig ist und sich zur Abwendung des In-
solvenzverfahrens mit seinen Gläubigern vergleicht oder wenn 
die Ersatzpflicht in einem Insolvenzplan geregelt wird. Der Ver-
zicht oder Vergleich wird nur wirksam, wenn die außenstehen-
den Aktionäre durch Sonderbeschluß zustimmen und nicht 
eine Minderheit, deren Anteile zusammen den zehnten Teil 
des bei der Beschlußfassung vertretenen Grundkapitals errei-
chen, zur Niederschrift Widerspruch erhebt. (4) Die Ansprü-
che aus diesen Vorschriften verjähren in zehn Jahren seit dem 
Tag, an dem die Eintragung der Beendigung des Vertrags in 
das Handelsregister nach § 10 des Handelsgesetzbuchs bekannt 
gemacht worden ist.“)
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d)	� § 3. Zustimmungserfordernis, Wirksamwerden: Der Vertrag 
bedarf der Zustimmung der Gesellschafterversammlungen der 
LSG und der TUI AG. Zum Zeitpunkt des Abschlusses des 
Vertrags liegt die Zustimmung der Hauptversammlung der 
TUI AG bereits vor. Dieser Vertrag wird mit der Eintragung  
in das Handelsregister des Sitzes der LSG wirksam.

e)	� § 4. Laufzeit, Kündigung: Dieser Vertrag wird für die Zeit bis 
zum Ablauf von fünf Zeitjahren, gerechnet ab Beginn des Ge-
schäftsjahres der LSG, für das die Verpflichtung zur Gewinn-
abführung (§ 1 des Vertrags) bzw. zur Verlustübernahme (§ 2 
des Vertrags) erstmals gilt, fest vereinbart. Während dieses 
Zeitraums kann er nur aus wichtigem Grund gekündigt werden. 
Fällt das Ende der fünf Zeitjahre (z.B. wegen der Bildung eines 
Rumpfgeschäftsjahres) auf einen Zeitpunkt innerhalb des lau-
fenden Geschäftsjahres der LSG, so endet der Vertrag frühes-
tens mit Ablauf dieses Geschäftsjahres. Dieser Vertrag verlän-
gert sich um jeweils ein Jahr, wenn er nicht unter Einhaltung 
einer Kündigungsfrist von einem Monat zum Ablauf des Ge-
schäftsjahres gekündigt wird (ordentliche Kündigung), erst-
mals jedoch zum Ablauf des Geschäftsjahres, nach dessen Ab-
lauf die durch den Vertrag begründete körperschaftsteuerliche 
Organschaft ihre steuerliche Mindestlaufzeit erfüllt hat. Für die 
Einhaltung dieser Frist kommt es auf den Zeitpunkt des Zu-
gangs des Kündigungsschreibens bei der jeweils anderen Ver-
tragspartei an. Eine vorzeitige Kündigung des Vertrags ist 
möglich, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Als wichtiger Grund 
im Sinne dieser Vorschrift gelten insbesondere die vollstän
dige oder teilweise Beendigung der mittelbaren oder einer un-
mittelbaren Beteiligung der TUI AG an der LSG durch die 
TUI AG sowie die Veräußerung der Beteiligung an der LSG 
durch die TUI AG oder Umwandlungsmaßnahmen wie z.B.  
die Einbringung der Beteiligung an der LSG oder deren Form-
wechsel in eine Personengesellschaft bzw. die Verschmelzung, 
Spaltung einer der beiden Parteien oder die Liquidation einer 
der beiden Parteien.

f)	� § 5. Schlussbestimmungen: Die Gesellschafter der LSG können 
in Abweichung von § 307 AktG unter Einschluss der neu hin
zugekommenen Gesellschafter einstimmig die Fortsetzung des 
Vertrags beschließen. In diesem Fall wird die Laufzeit des Ver-
trags nach § 4 des Vertrags nicht unterbrochen. Änderungen 
und Ergänzungen des Vertrags bedürfen zu ihrer Wirksamkeit 
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der Schriftform. Dies gilt auch für diese Schriftformklausel. Im 
Übrigen gilt § 295 AktG. Sollte eine Bestimmung des Vertrags 
unwirksam oder undurchführbar sein oder werden oder sollte 
der Vertrag eine Lücke enthalten, wird hierdurch die Gültigkeit 
der übrigen Bestimmungen des Vertrags nicht berührt. An die 
Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung 
oder zu Ausfüllung der Lücke soll eine wirksame und durch-
führbare Regelung treten, die im Rahmen des rechtlich mög
lichen dem rechtlichen und wirtschaftlichen Gehalt der unwirk-
samen oder undurchführbaren Bestimmung am nächsten 
kommt. Im Übrigen haben die Parteien anstelle der unwirksa-
men oder undurchführbaren Bestimmung eine Bestimmung 
zu vereinbaren, die dem wirtschaftlichen und rechtlichen Gehalt 
der zu ersetzenden Bestimmung am nächsten kommt. Erfül-
lungsort für die beiderseitigen Verpflichtungen und ausschließ-
licher Gerichtsstand, auch für die Frage der Wirksamkeit des 
Vertrags, ist Hannover.

g)	� Bei Abschluss des Vertrags und bei Zustimmung der Gesell-
schafterversammlung der LSG zum Vertrag wird die TUI AG 
alleinige Gesellschafterin der LSG sein. Aus diesem Grund 
sind von der TUI AG für außenstehende Gesellschafter der LSG 
keine Ausgleichszahlungen oder Abfindungen entsprechend 
§§ 304, 305 AktG zu gewähren. Der Vertrag enthält deshalb 
keine Regelungen zu Ausgleichszahlungen oder Abfindungen.

	 Informationen zu den zugänglichen Unterlagen

	� Von dem Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung an 
sind der finale Entwurf des Vertrags vom 9. Dezember 2014, 
die Jahresabschlüsse und Lageberichte der TUI AG und der 
LSG für die Geschäftsjahre 2011/12, 2012/13 und 2013/14,  
der gemeinsame Bericht des Vorstands der TUI AG und der Ge-
schäftsführung der LSG nach § 293 a AktG sowie der Bericht 
des gerichtlich ausgewählten und bestellten gemeinsamen Ver-
tragsprüfers gemäß § 293 e AktG über die Internetseite der 
TUI AG unter www.tui-group.com/de/ir/hauptversammlungen 
zugänglich und liegen in den Geschäftsräumen der TUI AG, 
Karl-Wiechert-Allee 4, 30625 Hannover, zur Einsichtnahme aus. 
Die vorgenannten Unterlagen werden auch in der Hauptver-
sammlung der TUI AG zugänglich gemacht.
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	� Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu dem 
unter Punkt 7 der Tagesordnung im Zusammenhang mit 
der Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener 
Aktien vorgesehenen Bezugsrechtsausschluss gemäß § 71 
Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG

	� Der Vorschlag zu Tagesordnungspunkt 7 sieht eine Ermächti-
gung zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG 
in Höhe von bis zu 5 % des Grundkapitals, höchstens jedoch 
26.473.000 Aktien, vor, die auf einen Zeitraum von 18 Monaten 
beschränkt ist. Jedoch dürfen auf ihrer Grundlage schuldver-
tragliche Erwerbsgeschäfte nur vor der nächsten ordentlichen 
Hauptversammlung, also nur in der Zeit bis zur Hauptver-
sammlung 2016, abgeschlossen werden.

	� Die TUI AG hat in der Hauptversammlung vom 12. Februar 2014 
einen Ermächtigungsbeschluss zum Erwerb eigener Aktien 
gefasst, der bis zum 11. August 2015 befristet ist. Wegen des 
Ablaufs der Ermächtigung im laufenden Geschäftsjahr soll 
dieser Ermächtigungsbeschluss zum Zeitpunkt des Wirksam-
werdens der in dieser Hauptversammlung zu beschließenden 
neuen Ermächtigung aufgehoben werden. Die vorgeschlagene 
neue Ermächtigung trägt dem Zusammenschluss mit der 
TUI Travel PLC und der dazu bei der TUI AG durchgeführten 
Kapitalerhöhung Rechnung. Durch die Beschränkung des 
Volumens der vorgeschlagenen Erwerbsermächtigung auf 5 % 
ist gewährleistet, dass sich trotz des nun deutlich erhöhten 
Grundkapitals der TUI AG das betragsmäßige Volumen der 
Erwerbsermächtigung gegenüber dem der bisherigen Ermäch
tigung nicht erhöht. Außerdem soll die neue Ermächtigung ne-
ben den Anforderungen des Aktiengesetzes auch die Anfor
derungen berücksichtigen, die aufgrund des Listing der Aktie 
der TUI AG an der London Stock Exchange und mit Blick auf 
die dortigen Corporate Governance-Standards an die Gesell-
schaft gestellt werden.

	�N ach der neuen Ermächtigung soll die Gesellschaft neben der 
Möglichkeit des Erwerbs eigener Aktien über die Börse auch 
die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien mittels eines öffentli-
chen Kaufangebots bzw. mittels einer öffentlichen Aufforde-
rung zur Abgabe eines Verkaufsangebots an alle Aktionäre zu 
erwerben. Bei sämtlichen Erwerbswegen ist der aktienrechtli-
che Gleichbehandlungsgrundsatz zu beachten. Bei einem öffent-
lichen Kaufangebot bzw. mittels einer öffentlichen Aufforde-
rung zur Abgabe eines Verkaufsangebots können die Aktionäre 
entscheiden, wie viele Aktien und – bei Festlegung einer Preis-
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spanne – zu welchem Preis sie diese der Gesellschaft anbieten 
möchten. Übersteigt die zum festgesetzten Preis angebotene 
Menge die von der Gesellschaft nachgefragte Anzahl an Aktien, 
soll es möglich sein, dass der Erwerb nach dem Verhältnis der 
angedienten Aktien (Andienungsquoten) erfolgt. Nur wenn im 
Grundsatz ein Erwerb nach Andienungsquoten statt nach 
Beteiligungsquoten erfolgt, lässt sich das Erwerbsverfahren in 
einem wirtschaftlich vernünftigen Rahmen technisch abwi-
ckeln. Zudem soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme 
kleiner Offerten oder kleiner Teile von Offerten bis zu maxi-
mal 50 Stück Aktien je Aktionär vorzusehen. Diese Möglichkeit 
dient dazu, kleine, in der Regel unwirtschaftliche Restbestände 
und eine damit möglicherweise einhergehende faktische Benach-
teiligung von Kleinaktionären zu vermeiden. Sie dient zum an-
deren auch der Vereinfachung der technischen Abwicklung des 
Erwerbsverfahrens. Schließlich soll in allen Fällen eine Run-
dung nach kaufmännischen Grundsätzen zur Vermeidung rech-
nerischer Bruchteile von Aktien vorgesehen werden können. 
Auch dies dient der Erleichterung der technischen Abwicklung, 
indem es so möglich wird, den Erwerb ganzer Aktien sicher
zustellen. In all diesen Fällen ist der Ausschluss eines etwaigen 
weitergehenden Andienungsrechts der Aktionäre erforderlich 
und nach der Überzeugung des Vorstands und des Aufsichts-
rats gerechtfertigt sowie gegenüber den Aktionären angemes-
sen. Der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte der gebo
tenen Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) 
dürfen den durch die Schlussauktion am letzten Börsentag 
vor der Veröffentlichung des Erwerbsangebots ermittelten Kurs 
für Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem ver-
gleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapier-
börse um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten. 
Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines öffentlichen Kauf
angebots bzw. der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines 
Verkaufsangebots erhebliche Abweichungen des maßgeblichen 
Kurses, so kann das Angebot bzw. die Aufforderung zur Ab
gabe eines Verkaufsangebots angepasst werden. In diesem Fall 
wird auf den Durchschnittskurs der drei Börsenhandelstage 
vor der öffentlichen Ankündigung einer etwaigen Anpassung 
abgestellt. 

	� Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilen, einmal oder mehr-
mals, in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke ausgeübt 
werden. Der Erwerb kann dabei durch die Gesellschaft, durch 
abhängige oder in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende 
Unternehmen oder durch auf deren Rechnung oder auf Rech-
nung der Gesellschaft handelnde Dritte durchgeführt werden. 
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Die erworbenen eigenen Aktien können über die Börse veräu-
ßert werden. In diesem Fall besteht kein Bezugsrecht der 
Aktionäre. Nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 4 AktG genügt die Ver-
äußerung eigener Aktien über die Börse – ebenso wie deren 
Erwerb über die Börse – dem Gleichbehandlungsgrundsatz des 
§ 53a AktG. Die erworbenen eigenen Aktien können aber 
auch unter Beachtung des Gleichbehandlungsgrundsatzes durch 
Angebot an die Aktionäre veräußert werden. Der Vorstand 
wird darüber hinaus ermächtigt, die erworbenen eigenen Akti-
en stattdessen in anderer Weise zu veräußern oder sie einzu-
ziehen. Dazu im Einzelnen: 

	� Der Beschlussvorschlag enthält die Ermächtigung für den Vor-
stand, die erworbenen eigenen Aktien mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats in anderer Weise als über die Börse oder durch 
ein Angebot an die Aktionäre gegen Barleistung zu veräußern. 
Voraussetzung dafür ist, dass die Aktien zu einem Preis veräu-
ßert werden, der den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft 
gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht we-
sentlich unterschreitet. Mit dieser Ermächtigung wird von der  
in § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG in entsprechender Anwendung 
des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG zugelassenen Möglichkeit 
zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht. 
Dem Gedanken des Verwässerungsschutzes der Aktionäre 
wird dadurch Rechnung getragen, dass die Aktien nur zu einem 
Preis veräußert werden dürfen, welcher den maßgeblichen 
Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet. Die endgültige Fest-
legung des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien ge-
schieht zeitnah vor der Veräußerung. Der Vorstand wird einen 
eventuellen Abschlag vom Börsenpreis nach den zum Zeit-
punkt der Platzierung vorherrschenden Marktbedingungen mög-
lichst niedrig bemessen. Der Abschlag vom Börsenpreis zum 
Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung wird voraussicht-
lich nicht über 3 %, jedenfalls aber maximal bei 5 % des aktu
ellen Börsenpreises liegen. Die Ermächtigung gilt mit der Maß-
gabe, dass die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußerten Aktien insgesamt 5 % des 
Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder  
im Zeitpunkt der Beschlussfassung über diese Ermächtigung 
noch im Zeitpunkt ihrer Ausnutzung. Sollte das Grundkapital 
im Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung geringer als am 
10. Februar 2015 sein, ist das geringere Grundkapital maß
geblich. Eine etwaige Ausnutzung anderer Ermächtigungen zum 
Bezugsrechtsausschluss entsprechend oder in sinngemäßer 
Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG sollen berücksichtigt 
werden und das zulässige Ermächtigungsvolumen verringern, 
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soweit sie die Grenze von 5 % des Grundkapitals übersteigen. 
Die Aktionäre haben grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Betei-
ligungsquote durch den Kauf von TUI Aktien über die Börse 
aufrechtzuerhalten. Diese Möglichkeit des Bezugsrechtsaus-
schlusses dient dem Interesse der Gesellschaft an der Erzie-
lung eines bestmöglichen Preises bei der Veräußerung der eige-
nen Aktien. Die Gesellschaft wird so in die Lage versetzt, sich 
aufgrund der jeweiligen Börsenverfassung bietende Chancen 
schnell und flexibel sowie kostengünstig zu nutzen. Der durch 
eine marktnahe Preisfestsetzung erzielbare Veräußerungserlös 
führt in der Regel zu einem deutlich höheren Mittelzufluss je 
veräußerter Aktie als im Falle einer Aktienplatzierung mit Be-
zugsrecht. Durch den Verzicht auf die zeit- und kostenauf
wendige Abwicklung des Bezugsrechts kann zudem der Kapital-
bedarf aus sich kurzfristig bietenden Marktchancen zeitnah 
gedeckt werden. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG eine 
Veröffentlichung des Bezugspreises bis spätestens drei Tage 
vor Ablauf der Bezugsfrist. Angesichts der Volatilität an den 
Aktienmärkten besteht aber auch in diesem Fall ein Markt
risiko, namentlich ein Kursänderungsrisiko, über mehrere Tage, 
das zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung des Veräuße-
rungspreises und so zu nicht marktnahen Konditionen führen 
kann. Zudem kann die Gesellschaft bei Einräumung eines Be-
zugsrechts wegen der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig 
auf günstige Marktverhältnisse reagieren. Dem vorgenannten 
Zweck dient zwar auch das genehmigte Kapital gemäß § 4 Abs. 5 
der Satzung der Gesellschaft. Der Gesellschaft soll aber die 
Möglichkeit eingeräumt werden, nach einem Rückerwerb eigener 
Aktien diesen Zweck in geeigneten Fällen auch ohne Durch-
führung einer – wegen des Erfordernisses der Handelsregister-
eintragung zeit- und unter Umständen auch kostenaufwen
digeren – Kapitalerhöhung zu erreichen. 

	� Die Veräußerung der eigenen Aktien kann mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats auch gegen Sachleistungen unter Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre erfolgen. Die Gesellschaft 
soll durch die vorgeschlagene Ermächtigung in die Lage versetzt 
werden, eigene Aktien unmittelbar oder mittelbar als Gegen-
leistung im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen 
oder im Rahmen des Erwerbs von Unternehmen, Teilen von 
Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder sonstigen Ver-
mögensgegenständen (beispielsweise Hotels, Schiffe oder 
Flugzeuge sowie Forderungen) anzubieten. Die Gesellschaft 
steht im nationalen und globalen Wettbewerb und muss des-
halb jederzeit in der Lage sein, national und auf den internatio-
nalen Märkten schnell und flexibel zu handeln. Dazu gehört 
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auch die Möglichkeit, sich zur Verbesserung der Wettbewerbs-
position mit anderen Unternehmen zusammenzuschließen 
oder Unternehmen, Teile von Unternehmen, Unternehmens-
beteiligungen oder sonstige Vermögensgegenstände zu erwer-
ben. Die optimale Umsetzung dieser Möglichkeit besteht im 
Einzelfall darin, den Unternehmenszusammenschluss oder 
die Akquisition unter Gewährung von Aktien der erwerbenden 
Gesellschaft durchzuführen. Die Praxis zeigt zudem, dass so-
wohl national als auch auf den internationalen Märkten als Ge-
genleistung für attraktive Akquisitionsobjekte häufig Aktien 
der erwerbenden Gesellschaft verlangt werden. Außerdem kann 
die Bereitstellung von Aktien aus dem Bestand der Gesell-
schaft vorteilhafter sein als eine Veräußerung dieser Aktien zur 
Generierung der für eine Akquisition benötigten Geldmittel, 
da es durch die Veräußerung zu negativen Kurseffekten kom-
men kann. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung soll der 
Gesellschaft den notwendigen Handlungsspielraum verschaf-
fen, sich bietende Gelegenheiten zu Unternehmenszusam-
menschlüssen sowie zum Erwerb von Unternehmen, Teilen von 
Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder sonstigen 
Vermögensgegenständen schnell und flexibel sowohl national 
als auch auf internationalen Märkten auszunutzen. Dazu be-
darf es des vorgeschlagenen Ausschlusses des Bezugsrechts. 
Bei Einräumung eines Bezugsrechts sind hingegen der Zusam-
menschluss mit anderen Unternehmen oder der Erwerb von 
Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen 
an Unternehmen gegen Gewährung eigener Aktien nicht mög-
lich und die damit verbundenen Vorteile nicht erreichbar. 
Den vorgenannten Zwecken dient zwar auch das genehmigte 
Kapital gemäß § 4 Abs. 5 der Satzung der Gesellschaft. Der 
Gesellschaft soll aber die Möglichkeit eingeräumt werden, nach 
einem Rückerwerb eigener Aktien diese Zwecke in geeigneten 
Fällen auch ohne Durchführung einer – wegen des Erfordernis-
ses der Handelsregistereintragung zeit- und unter Umständen 
auch kostenaufwendigeren – Kapitalerhöhung erreichen zu kön-
nen. Konkrete Pläne zur Ausübung der Ermächtigung be
stehen derzeit nicht. Wenn sich Möglichkeiten zum Zusammen-
schluss mit anderen Unternehmen oder zum Erwerb von 
Unternehmen, Teilen von Unternehmen, Beteiligungen an Un-
ternehmen oder sonstigen Vermögensgegenständen konkre
tisieren, wird der Vorstand sorgfältig prüfen, ob er von der Mög-
lichkeit zur Gewährung eigener Aktien Gebrauch machen soll. 
Er wird dies nur dann tun, wenn er zu der Überzeugung ge-
langt, dass der Erwerb gegen Gewährung von TUI Aktien im 
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wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. Bei der Fest-
legung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand darauf 
achten, dass die Interessen der Aktionäre angemessen ge-
wahrt werden. Der Vorstand wird sich bei der Bemessung des 
Werts der als Gegenleistung gewährten Aktien am Börsen-
preis der TUI Aktie orientieren. Eine schematische Anknüpfung 
an einen Börsenpreis ist hierbei nicht vorgesehen, insbeson
dere um einmal erzielte Verhandlungsergebnisse nicht durch 
Schwankungen des Börsenpreises in Frage zu stellen. Über 
die Einzelheiten der Ausnutzung dieser Ermächtigung wird der 
Vorstand in der Hauptversammlung berichten, die auf einen 
etwaigen Zusammenschluss oder Erwerb gegen Gewährung von 
Aktien der TUI AG folgt. 

	� Die Ermächtigung sieht ferner vor, dass die eigenen Aktien un-
ter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zur Erfüllung 
von Umtausch- oder Bezugsrechten von Inhabern von durch die 
Gesellschaft oder deren Konzerngesellschaften ausgegebenen 
Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, 
Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. 
Kombinationen dieser Instrumente) mit Wandlungs- oder Op-
tionsrecht bzw. -pflicht verwendet werden können. Es kann 
zweckmäßig sein, anstelle neuer Aktien aus einer Kapitalerhö-
hung ganz oder teilweise eigene Aktien zur Erfüllung der Um-
tauschrechte einzusetzen. Denn insoweit handelt es sich um 
ein geeignetes Mittel, um einer Verwässerung des Kapitalbe-
sitzes und des Stimmrechts der Aktionäre entgegenzuwirken, 
wie sie in gewissem Umfang bei der Erfüllung dieser Rechte 
mit neu geschaffenen Aktien eintreten kann. 

	� Von den vorgenannten Verwendungsmöglichkeiten kann nicht 
nur hinsichtlich solcher Aktien Gebrauch gemacht werden, die 
aufgrund dieses Ermächtigungsbeschlusses erworben wurden. 
Die Ermächtigung umfasst vielmehr auch solche Aktien, die 
nach § 71 d Satz 5 AktG erworben wurden. Es ist vorteilhaft 
und verschafft weitere Flexibilität, diese eigenen Aktien in 
gleicher Weise wie die aufgrund dieses Ermächtigungsbeschlus-
ses erworbenen Aktien verwenden zu können. Die vorgenann-
ten Verwendungsmöglichkeiten sollen außerdem nicht nur un-
mittelbar von der Gesellschaft, sondern auch durch abhängige 
oder in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unterneh-
men oder durch auf deren Rechnung oder auf Rechnung der 
Gesellschaft handelnde Dritte ausgenutzt werden können. 
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	�N ach dem Vorschlag können die aufgrund des Ermächtigungs-
beschlusses erworbenen eigenen Aktien zudem auch mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats von der Gesellschaft ohne erneu-
ten Beschluss der Hauptversammlung eingezogen werden. 
Nach § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG kann die Hauptversammlung der 
Gesellschaft die Einziehung ihrer voll eingezahlten Stückak
tien beschließen, auch ohne dass damit eine Herabsetzung des 
Grundkapitals der Gesellschaft erforderlich wird. Die vorge-
schlagene Ermächtigung sieht neben der Einziehung mit Kapi-
talherabsetzung diese Alternative ausdrücklich vor, wobei es 
aber auch hier eines erneuten Hauptversammlungsbeschlusses 
nicht mehr bedürfen soll. Durch eine Einziehung der eigenen 
Aktien ohne Kapitalherabsetzung erhöht sich automatisch der 
rechnerische Anteil der übrigen Stückaktien am Grundkapital 
der Gesellschaft. Der Vorstand soll daher auch ermächtigt wer-
den, die erforderlich werdende Änderung der Satzung hin-
sichtlich der sich durch eine Einziehung verändernden Anzahl 
der Stückaktien vorzunehmen. 

	� Der Vorstand soll schließlich ermächtigt werden, bei Veräuße-
rung der eigenen Aktien durch Angebot an die Aktionäre das 
Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
für Spitzenbeträge auszuschließen. Die Möglichkeit des Aus-
schlusses des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient dazu, ein 
technisch durchführbares Bezugsverhältnis darzustellen. Die 
als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlos-
senen Aktien werden entweder durch Verkauf an der Börse 
oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft ver-
wertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der 
Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. 

	� Für alle Fälle der im vorgeschlagenen Ermächtigungsbeschluss 
enthaltenen Verwendungsmöglichkeiten, bei denen ein Aus-
schluss des Bezugsrechts vorgesehen ist, sieht der Beschluss 
eine zusätzliche umfangmäßige Beschränkung vor, die auch 
Bezugsrechtsausschlüsse berücksichtigt, die in anderen Ermäch-
tigungen vorgesehen sind. Danach darf der auf eigene Aktien, 
für die das Bezugsrecht aufgrund des vorgeschlagenen Ermäch-
tigungsbeschlusses ausgeschlossen ist, insgesamt entfallende 
anteilige Betrag am Grundkapital zusammen mit dem anteiligen 
Betrag am Grundkapital, der auf eigene Aktien oder neue 
Aktien aus genehmigtem Kapital entfällt oder auf den sich 
Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten aus Schuld-
verschreibungen beziehen, die nach dem 10. Februar 2015 un-
ter Bezugsrechtsausschluss veräußert bzw. ausgegeben wor-
den sind, 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten.
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	� Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und 
Aufsichtsrat den Ausschluss des Bezugsrechts in den genann-
ten Fällen aus den aufgezeigten Gründen auch unter Berück-
sichtigung des zu Lasten der Aktionäre möglichen Verwässe-
rungseffekts für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den 
Aktionären für angemessen. Die Gesellschaft wird in jedem 
Fall den börsenrechtlichen Bestimmungen, insbesondere den 
sogenannten Listing Rules der United Kingdom Listing Autho
rity, Rechnung tragen.

	� Im Falle der Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vorstand 
die nächste Hauptversammlung unterrichten. Der Vorstand 
hat gegenwärtig keine Absicht, von der Ermächtigung zum Er-
werb eigener Aktien Gebrauch zu machen. Er wird den Ein-
satz dieser Möglichkeit jedoch von Zeit zu Zeit prüfen und kann 
sich dann gegebenenfalls für einen Aktienrückerwerb auf 
Grundlage der Ermächtigung entscheiden. Der Vorstand wird 
die Ermächtigung zum Rückerwerb jedoch nur ausnutzen, 
wenn er zu der Überzeugung gelangt ist, dass dies zu einer Ver-
besserung des Ergebnisses je Aktie führt und im Interesse 
aller Aktionäre liegt.
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Teilnahme

Anmeldung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung 
des Stimmrechts in der Hauptversammlung sind gemäß § 21 
der Satzung die Aktionäre der Gesellschaft berechtigt, die am 
Tag der Hauptversammlung im Aktienregister der Gesellschaft 
eingetragen sind und für deren Aktienbestand bis zum Ablauf 
der Anmeldefrist am 3. Februar 2015, 24.00 Uhr bei der 
Gesellschaft die Aktionäre selbst oder ihre Vertreter zur Teil­
nahme angemeldet wurden. Gemäß § 21 Abs. 2 der Satzung 
finden Löschungen und Neueintragungen im Aktienregister 
am Tag der Hauptversammlung und in den letzten sechs 
Tagen davor nicht statt. Aktionäre, die spätestens zu Beginn 
des 27. Januar 2015 im Aktienregister eingetragen sind, er
halten von uns die Einladung mit einem personalisierten An-
schreiben und können sich oder ihre Vertreter dann anmel-
den:

schriftlich unter der  
Postadresse

per Telefax unter der 
Nummer

TUI AG  
Aktionärsservice
Postfach 1460
61365 Friedrichsdorf

+49 (0) 69 22 22 34 29 4

elektronisch unter der Internet-Adresse 
(ab dem 15. Januar 2015)

www.tui-group.com/de/ir/hauptversammlungen

Aktionäre der TUI AG haben auch bei dieser ordentlichen 
Hauptversammlung die Möglichkeit, sich oder einen Vertreter 
elektronisch über das Internet anzumelden und entsprechend 
Eintrittskarten für die Hauptversammlung zu bestellen oder 
den Stimmrechtsvertretern der Gesellschaft Vollmacht und 
Weisungen zu erteilen. Dieser Service steht ab dem 15. Januar 
2015 unter www.tui-group.com/de/ir/hauptversammlungen zur 
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Verfügung. Die für den Zugang zum persönlichen HV-Online-
Service erforderliche Aktionärsnummer und die individuelle 
Zugangsnummer stehen auf der Rückseite des personalisier-
ten Anschreibens. Aktionäre, die sich zum E-Mail-Versand 
registriert haben, verwenden als Zugang zum HV-Online-Service 
bitte ihre gewählte Benutzerkennung und ihr Passwort. Aktio-
näre, deren Anmeldung bis zum 3. Februar 2015, 24.00 Uhr, bei 
der Gesellschaft eingegangen ist, können noch bis zum 9.  
Februar 2015, 24.00 Uhr, eingehend unter den oben genannten 
Adressen, Vollmacht und Weisungen an die Stimmrechtsver-
treter der Gesellschaft erteilen, die Weisungen ggf. wieder än-
dern sowie die Vollmacht an die Stimmrechtsvertreter der  
Gesellschaft widerrufen. Dies gilt auch für Vollmachten und Wei- 
sungen, die schon vor dem 3. Februar 2015 den Stimmrechts-
vertretern der Gesellschaft erteilt wurden. Eintrittskarten kön- 
nen bis spätestens zum 3. Februar 2015, 24.00 Uhr, bestellt 
werden. 

Aktionäre, die nicht bereits zum Beginn des 27. Januar 2015, 
jedoch spätestens zum Ablauf des 3. Februar 2015 im Aktien-
register eingetragen sind, können sich oder ihre Vertreter aus-
schließlich schriftlich oder per Telefax unter der oben genann-
ten Postanschrift beziehungsweise Faxnummer (eingehend  
bis spätestens zum 3. Februar 2015, 24.00 Uhr) anmelden und 
Eintrittskarten bestellen. Eine Anmeldung vor Erhalt des per-
sonalisierten Anschreibens ist, sofern der Aktionär nicht zum 
E-Mail-Versand registriert ist, ebenfalls ausschließlich schrift-
lich oder per Telefax unter der oben genannten Postanschrift 
beziehungsweise Faxnummer möglich.

Hinweise zur Stimmrechtsvertretung

Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind und für deren 
Aktienbestand rechtzeitig sie selbst oder ein Vertreter ange-
meldet wurde, haben die Möglichkeit, ihr Stimmrecht in der 
Hauptversammlung durch ein Kreditinstitut, eine Aktionärs-
vereinigung, die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft oder 
einen sonstigen Bevollmächtigten ihrer Wahl ausüben zu las-
sen. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nach-
weis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedür-
fen der Textform. Vollmachtsformulare finden sich außer in den 
personalisierten Anschreiben auch unter der Internetadresse 



36

www.tui-group.com/de/ir/hauptversammlungen. Sofern Ver-
treter von Aktionären gegenüber der Gesellschaft ihre Bevoll-
mächtigung nachzuweisen haben, also nicht der für Kreditinsti-
tute, geschäftsmäßig Handelnde und Aktionärsvereinigungen 
geltenden Ausnahmevorschrift des § 135 AktG unterfallen, 
kann der Gesellschaft ein Nachweis über die Bestellung eines 
Bevollmächtigten auch elektronisch an die E-Mail-Adresse 
„tui.hv@rsgmbh.com“ übermittelt werden. Für die Bevollmäch-
tigung und Stimmrechtsausübung von Kreditinstituten, ge-
schäftsmäßig Handelnden, Aktionärsvereinigungen und diesen 
gleichgestellten Personen gelten abweichend von dem Vor
stehenden die speziellen Regelungen in § 135 AktG. Für die Be-
vollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter gelten die nachstehenden Besonderheiten.

Den Aktionären der TUI AG wird angeboten, ihre Stimmrechte 
durch weisungsgebundene Mitarbeiter der Gesellschaft in 
der Hauptversammlung vertreten zu lassen. Die Vollmacht und 
Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
können mittels des Antwortbogens, der Bestandteil des perso-
nalisierten Anschreibens ist, oder des unter www.tui-group.com/ 
de/ir/hauptversammlung zu findenden Vollmachts- und Wei-
sungsformulars, schriftlich oder per Telefax sowie per Internet 
(wie unter „Anmeldung“ beschrieben) unter Verwendung der 
genannten Adressen/Telefaxnummer erteilt werden. Die 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind verpflichtet, gemäß 
den erteilten Weisungen abzustimmen. Ohne Weisungen wird 
von der Vollmacht kein Gebrauch gemacht. Sind Weisungen 
nicht eindeutig, enthalten sich die Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft zu den entsprechenden Tagesordnungspunkten 
der Stimme; dies gilt immer für nicht angekündigte Anträge.
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Hinweise zu Gegenanträgen und Wahlvorschlä­
gen gem. §§ 126, 127 AktG

Gegenanträge zu Vorschlägen von Vorstand und Aufsichtsrat 
zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung sowie Vor-
schläge für die Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern können ge-
richtet werden an:

TUI AG
Vorstandsbüro
Karl-Wiechert-Allee 4
30625 Hannover
Telefax: +49 (0)511 566-1996
E-Mail: gegenantraege.hv@tui.com

Anderweitig adressierte Anträge und Wahlvorschläge werden 
nicht nach §§ 126, 127 AktG zugänglich gemacht. Wir werden 
bis spätestens Montag, den 26. Januar 2015, 24.00 Uhr, einge-
hende, zugänglich zu machende Anträge und Wahlvorschläge 
von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, einer 
Begründung (nur bei Gegenanträgen erforderlich) und einer 
etwaigen Stellungnahme der Verwaltung veröffentlichen unter 
der Internetadresse 
www.tui-group.com/de/ir/hauptversammlungen.

Hinweise zu Ergänzungsanträgen  
gem. § 122 Abs. 2 AktG

Aktionäre, deren Anteile zusammen den anteiligen Betrag von 
500.000 € des Grundkapitals der Gesellschaft erreichen, kön-
nen in gleicher Weise wie gemäß § 122 Abs. 1 AktG verlangen, 
dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt 
gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begrün-
dung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen 
auf Ergänzung der Tagesordnung ist an den Vorstand zu richten 
und muss der Gesellschaft spätestens bis Samstag, den 
10. Januar 2015, 24.00 Uhr, in schriftlicher Form zugegangen 
sein. Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit 
mindestens drei Monaten vor dem Tag des Zugangs des Ver-
langens bei der Gesellschaft Inhaber der Aktien sind und 



38

dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über 
das Ergänzungsverlangen halten. Wird dem Verlangen nicht 
entsprochen, steht den Antragstellern gemäß § 122 Abs. 3 AktG 
der Weg zu den Gerichten offen.

Hinweise zum Auskunftsrecht des Aktionärs

Gemäß § 131 AktG ist jedem Aktionär auf Verlangen in der 
Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft über Angelegen-
heiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen 
Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich 
ist. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtli-
chen und geschäftlichen Beziehungen der TUI AG zu einem 
verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage des Konzerns 
und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen. 
Gemäß § 22 Abs. 2 Satz 2 der Satzung der Gesellschaft kann 
das Frage- und Rederecht des Aktionärs in der Hauptversamm-
lung durch deren Vorsitzenden zeitlich angemessen beschränkt 
werden. Der Vorstand darf die Auskunft aus den in § 131 Abs. 3 
AktG aufgeführten Gründen verweigern, insbesondere soweit 
die Auskunft auf der Internetseite der Gesellschaft über mindes-
tens sieben Tage vor Beginn und in der Hauptversammlung 
durchgängig zugänglich ist. Wird einem Aktionär eine Auskunft 
verweigert, so kann dieser gemäß § 131 Abs. 5 AktG die Auf-
nahme der Frage und des Grundes für die Auskunftsverwei
gerung in die notarielle Niederschrift über die Hauptver-
sammlung verlangen und ggf. gemäß § 132 AktG gerichtliche 
Entscheidung über das Auskunftsrecht beantragen.

Informationen nach § 124 a AktG und weiter­
gehende Erläuterungen zu den Aktionärsrechten

Die Internetseite der TUI AG, über die die Informationen 
nach § 124 a AktG und weitergehende Erläuterungen zu den 
Aktionärsrechten zugänglich sind, lautet wie folgt: www.tui-
group.com/de/ir/hauptversammlungen. Für weitere Informati-
onen steht die TUI Aktionärs-HV-Hotline unter der Nummer 
(0800) 56 00 841 aus Deutschland oder +49 (0) 6196 8870 701 
aus dem Ausland von Montag bis Freitag zwischen 8.00 und 
18.00 Uhr zur Verfügung. 
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Hinweise für Inhaber von Depositary Interests

Inhaber von durch Capita IRG Trustees Limited ausgegebenen 
und auf Aktien der TUI AG bezogenen Depositary Interests 
(„DI“) können unter bestimmten Voraussetzungen selbst oder 
durch ihre Vertreter an der Hauptversammlung teilnehmen 
und das Stimmrecht aus der entsprechenden Anzahl an den 
DI zugrunde liegenden Aktien der TUI AG ausüben. Nähere 
Informationen, auch zu den notwendigen Voraussetzungen 
hierfür, werden den Inhabern der DI gesondert übermittelt 
oder können von diesen bei Capita IRG Trustees Limited erfragt 
werden.

Berlin/Hannover, im Dezember 2014  
Der Vorstand
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A n reise     
So finden Sie zum Veranstaltungsort

Aus Richtung Westen 

auf der BAB A2 bis Autobahnkreuz 
Hannover-Buchholz. Weiter über 
die A37/Messeschnellweg. An der 
Ausfahrt H.-Kleefeld rechts, 1. Am-
pel rechts in die Clausewitzstraße.
Parkhaus Schackstraße

Aus Richtung Osten 

auf der BAB A2 über Autobahn
kreuz Hannover-Ost bis Autobahn-
kreuz Hannover-Buchholz. Weiter 
über die A37/Messeschnellweg.  
An der Ausfahrt H.-Kleefeld rechts, 
1. Ampel rechts in die Clausewitz-
straße. Parkhaus Schackstraße

Aus Richtung Norden 

auf der BAB A7 bis Autobahnkreuz 
Hannover-Kirchhorst. Weiter über 
die A37/ Messeschnellweg. An der 
Ausfahrt H.-Kleefeld rechts, 1. Am-
pel rechts in die Clausewitzstraße. 
Parkhaus Schackstraße

Aus Richtung Süden 

auf der BAB A7 bis Autobahn
dreieck Hannover-Süd. Weiter über 
die A37/Messeschnellweg. An der 
Ausfahrt H.-Kleefeld links, 1. Ampel 
rechts in die Clausewitzstraße.
Parkhaus Schackstraße

Mit dem Auto

Hannover hat in der City eine Umweltzone. Das Congress 
Centrum liegt innerhalb dieser Umweltzone. Wenn Sie also mit 
dem Pkw zur Hauptversammlung kommen, braucht Ihr Fahr-
zeug eine grüne Umweltplakette bzw. eine Sondergenehmigung. 
Nähere Informationen erhalten Sie auch unter: 
www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Umwelt/
Umweltinformation/Luft,-Lärm-und-Strahlung/Umweltzone

Ab Hannover Hauptbahnhof 
mit den Buslinien 128 oder 134 
Richtung Peiner Straße direkt  
bis zum Hannover Congress Cen­
trum. Fahrzeit: ca. 10 Minuten. 
Oder: mit den Stadtbahnlinien 
1 (Richtung Laatzen/Sarstedt) 
2 (Richtung Rethen) 
8 (Richtung Messe/Nord) 
10 oder 17 (beide Richtung Aegidien- 
torplatz) bis Haltestelle Aegidien­
torplatz. Dann weiter mit der Linie 11 
(Richtung Zoo) bis Haltestelle 
Hannover Congress Centrum.  
Fahrzeit: ca. 15 Minuten. 

Ab Flughafen mit der S-Bahn S5 
zum Hauptbahnhof.  
 
Ab dort weiter mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln wie nebenstehend 
beschrieben direkt bis zum 
Hannover Congress Centrum. 
Fahrzeit: ca. 35 Minuten.

Mit öffentlichen Verkehrsmitteln 
Fahrpläne finden Sie unter: www.efa.de/gvh/
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